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Wir dokumentieren im Folgenden die Stel-
lungnahme Norman Paechs, die dieser am 
17. April 2023 in Reaktion auf den 15. Bericht 
der Bundesregierung über ihre Menschen-
rechtspolitik im Ausschuss für Menschen-
rechte und humanitäre Hilfe des Deutschen 
Bundestags abgegeben hat. � (jW)

F
ür die Bundesregierung stellen of-
fensichtlich die Menschenrechte den 
obersten Wert in der Rangfolge ihrer 
Verpflichtungen in der Außenpolitik 
dar. Sie garantieren nicht nur den 

Schutz der Rechte des einzelnen, sondern sie sol-
len die Menschen auch zur Erkenntnis und Wahr-
nehmung ihrer Rechte befähigen, um ihre Grund-
bedürfnisse autonom und selbstbestimmt sichern 
zu können. Die feministische Pointierung dieser 
Politik zielt auf die bisher eher vernachlässigten 
Aufgaben der Nivellierung der Machtverhältnisse 
zwischen den Geschlechtern und die strukturelle 
Veränderung der Bedingungen für die Ungleich-
heit. Dieser neugeschaffene Schwerpunkt ver-
ändert aber nicht die grundsätzliche Aufgabe der 
Menschenrechte, die sozialen, ökonomischen, 
politischen und kulturellen Grundbedürfnisse al-
ler Menschen herzustellen und zu garantieren.

Feministische Außenpolitik
1. Zu diesem neuen Bekenntnis der Bundesre-
gierung heißt es in dem Menschenrechtsbericht: 
»Die Bundesregierung verfolgt eine feministi-
sche Außenpolitik mit dem Ziel, die Rechte, 
Ressourcen und Repräsentanz von Frauen und 
Mädchen weltweit zu stärken und gesellschaft-
liche Diversität zu fördern.« Soweit damit die 
Gleichstellung von Frauen und Mädchen welt-
weit, die Verurteilung sexueller Gewalt und Ver-
gewaltigungen als Mittel des Krieges, der gleiche 
Zugang zu Arbeit, Ressourcen, Geld und sozialer 
wie politischer Teilhabe und die gleiche gesell-
schaftliche Repräsentanz von Frauen verfolgt 
wird, ist diese Politik vorbehaltlos zu begrüßen.

Im Bericht steht jedoch auch: »Die Bundes-
regierung unterstützt das Engagement der NATO, 
Geschlechtergleichheit zu fördern und Gender-
perspektiven in allen NATO-Aktivitäten in poli-
tischen, zivilen, und militärischen Strukturen, 
von Politik und Planung, über Training und Aus-
bildung, bis zu Missionen und Operationen zu 
integrieren.« Diese Aussage zeigt die problema-
tische Seite der feministischen Außenpolitik, da 
Frauenrechte nicht unabhängig von den geforder-
ten Tätigkeiten zum Beispiel in völkerrechtlich 
zweifelhaften NATO-Einsätzen (Jugoslawien, 
Afghanistan) gesehen werden können. Sodann 
dürfen Frauenrechte nicht als Vorwand für mili-
tärische (zum Beispiel: in der Ukraine Vergewal-
tigungen als Begründung für Panzerlieferungen) 
und völkerrechtlich problematische Sanktionen 
(zum Beispiel Iran) benutzt werden. Eine solche 
Praxis würde ein unübersehbar weites Feld von 
Interventionen in Staaten eröffnen, in denen die 
Stellung der Frauen nicht unseren Ordnungsvor-
stellungen entspricht. Angesichts der zunehmend 
in die Auseinandersetzung um eine neue Welt-
ordnung von den USA eingebundenen NATO 
mit einem klaren imperialistischen Herrschafts-
anspruch, in dem Frauenrechten allenfalls noch 
eine legitimatorische Funktion übrigbleibt, ent-
spricht diese Inanspruchnahme von Frauenrech-
ten durch den militärischen Einsatz nicht der In-
tention des menschenrechtlichen Schutzauftrags.

2. Es fällt dabei ferner auf, dass der Bericht 
eine vollkommen unkritische Stellung zu Sank-
tionen einnimmt. Sie werden im Bericht nur an 
einer Stelle erwähnt: »Die schärfste Reaktions-
form stellen schließlich Sanktionen dar. Die EU 
hat im Berichtszeitraum unter der EU-Präsident-
schaft ein Menschenrechtssanktionsregime ver-
abschiedet und Personen und Entitäten unter 
dem Sanktionsregime gelistet, das schwere Men-
schenrechtsverletzungen sanktioniert. Die Band-
breite der Instrumente gibt der Menschenrechts-
politik Spielraum für ein der jeweiligen Sachlage 
angepasstes und möglichst effektives Vorgehen«. 
Mit keinem Wort wird der Bericht des Sonder-
beauftragten des UN-Menschenrechtsrats, Idriss 
Jazairy, vom Mai 2019 erwähnt, der die einseiti-
gen Sanktionen der USA gegen Venezuela, Kuba, 
und Iran als völkerrechtswidrig bezeichnet hat, 
da sie »humanitäre Katastrophen von beispiel-
losem Ausmaßen auslösen« könnten. Jazairy 

schlussfolgert: »Regime-Change durch Wirt-
schaftsmaßnahmen, die zur Beschneidung der 
grundlegenden Menschenrechte und zu Hungers-
not führen können, ist nie eine akzeptierte Praxis 
in den internationalen Beziehungen gewesen.«¹ 
Der Bericht nimmt auch keine Kenntnis davon, 
dass die beiden Sonderbeauftragten des UN-Ge-
neralsekretärs für das »Oil for Food Program« im 
Irak, Dennis Halliday und Hans-Christoph Graf 
Sponeck, ihre Arbeit vorzeitig aufgegeben haben, 
da sie schwerste menschenrechtliche Bedenken 
gegen die gegen den Irak verhängten Sanktio-
nen hatten, die durch das OfF-Programm nicht 
kompensiert werden könnten. Dennis Halliday 
kommentierte seinerzeit seinen Abschied mit den 
Worten: »Ich wurde zum Rücktritt getrieben, weil 
ich mich weigerte, die Anordnungen des Sicher-
heitsrates zu befolgen, der gleiche Sicherheitsrat, 
der die völkermordverursachenden Sanktionen 
eingerichtet hat und diese aufrechterhält, die die 
Unschuldigen im Irak treffen. Ich wollte nicht 
zum Komplizen werden, ich wollte frei und öf-
fentlich gegen dieses Verbrechen sprechen. Der 
wichtigste Grund ist, dass mein angeborenes Ge-
rechtigkeitsempfinden verletzt war und ist ange-
sichts der Gewalttätigkeit der Auswirkungen, die 

die UN-Sanktionen auf das Leben von Kindern 
und Familien hatten und haben. Es gibt keine 
Rechtfertigung für das Töten der jungen, der 
alten, der kranken, der armen Bevölkerung des 
Irak. Einige werden Ihnen sagen, dass es die Füh-
rung ist, die das irakische Volk bestraft. Das ist 
nicht meine Wahrnehmung oder Erfahrung, die 
ich vom Leben in Bagdad gemacht habe«.²

An dieser Stelle fehlt zudem ein Hinweis auf 
die seit über 60 Jahren gegen Kuba praktizierte 
völker- und menschenrechtswidrige Embargo-
politik der USA. Das Ziel dieser Sanktionen, 
einen Regimewechsel herbeizuführen, macht sie 
für sich genommen schon völkerrechtswidrig. 
Die Folgen des Embargos, der spürbare Versor-
gungsmangel und die drastischen Einschnitte in 
den Lebensstandard der Bevölkerung  – beides 
politisch gewollt  – widerspricht allen von der 
deutschen Bundesregierung propagierten Gebo-
ten der Menschenrechte. Diese Politik ist ein 
weiterer Beweis dafür, dass Sanktionen bestimmt 
nicht die geeigneten Instrumente sind, »die der 
Menschenrechtspolitik Spielraum für ein der je-
weiligen Sachlage angepasstes und möglichst 
effektives Vorgehen« gibt, wie es die Bundesre-
gierung in dem Bericht behauptet. Die negativen 

Beispiele, die mit dem Völkerrecht kaum zu ver-
einbaren sind, ließen sich mit den Sanktionen 
gegen den Iran und Syrien ergänzen.

3. Der Bericht erwähnt  – wenn auch nur am 
Rande und allgemein  – die historische Verant-
wortung für die Vergangenheit und auch die Ver-
gangenheit des deutschen Kolonialismus. Aller-
dings fällt auf, dass diese Erwähnung ohne einen 
Hinweis auf die Kolonialverbrechen in Afrika 
(Deutsch-Südwest und Deutsch-Südost sowie 
Kamerun), die Kriegsverbrechen im Zweiten 
Weltkrieg und den Holocaust geschieht. Gerade 
aus dieser deutschen Vergangenheit ergaben und 
ergeben sich immer noch eine bestimmte Ver-
antwortung und Verpflichtung der Außenpolitik.

Kriegspolitik
4. Wichtiger als die innenpolitische Dimen-
sion der neuen Außenpolitik, die institutionel-
le Veränderungen im eigenen Ressort vorsieht, 
die vorbehaltlos zu begrüßen sind, sind solche 
Entscheidungen, die offensichtlich eine grund-
sätzliche außenpolitische Umorientierung in der 
Kriegs- und Friedenspolitik andeuten. So heißt 
es in den »Leitlinien des Auswärtigen Amtes 
für eine feministische Außenpolitik«, dass »fe-
ministische Außenpolitik nicht gleichbedeutend 
mit Pazifismus« sei. Gerade unter dem Eindruck 
des Ukraine-Krieges zeige sich, »dass im Ange-
sicht brutaler Gewalt Menschenleben auch mit 
militärischem Mittel geschützt werden müssen«. 
Selbst wenn es weiter heißt, dass feministische 
Außenpolitik zugleich der »humanitären Tradi-
tion verpflichtet (sei), aus der sich klassische 
Friedenspolitik und Rüstungskontrolle speise«, 
fragt sich, ob diese neue Friedenspolitik ange-
sichts des klaren Bekenntnisses der Außenmi-
nisterin zu einer »Unterstützung bis zum Sieg«, 
d. h. bis zur erfolgreichen Rückeroberung der 
von Russland besetzten Gebiete der Ukraine, 
mit dem Bekenntnis zu den Menschenrechten 
vereinbar ist. Denn mit dieser Politik der Gewalt 
als Ultima ratio wird der Wert der territorialen 
Souveränität über den Wert der Menschenleben 
und ihrer Sicherheit gestellt, die in unverhältnis-
mäßigem Ausmaß geopfert werden müssen. Da 
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Angesichts der handfesten und sehr konkreten außenpolitischen Interessen der Bundesrepublik erweist sich die Parole von der feministischen 
Außenpolitik als nachgerade zynisch. Außenministerin Annalena Baerbock mit ihrem türkischen Amtskollegen Mevlut Cavusoglu (Istanbul, 29.7.2022)
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Dokumentiert  Der aktuelle Bericht der 
Bundesregierung über ihre Menschenrechtspolitik lobt 
deren »Werteorientierung«. Bei näherem Hinsehen 
bleibt davon nicht viel. Von Norman Paech



es heute bei Politik und Militär weitgehend ein-
hellige Meinung ist, dass keine der beiden Seiten, 
weder Russland noch die Ukraine, einen Sieg 
auf dem Schlachtfeld erringen kann, bedeutet die 
unbegrenzte Waffenlieferung an die ukrainische 
Armee die unbegrenzte Fortführung des Krieges 
und des Verlustes an Menschenleben.

Die Umkehrung der Devise »Territorium vor 
Menschen« in »Menschen vor Territorium« wür-
de der menschenrechtlichen Verpflichtung einer 
Friedenspolitik in humanitärer Tradition mehr 
entsprechen, als die der alten Kriegslogik ent-
sprechende Souveränitätspolitik. Die außeror-
dentlich hohe Zahl von Toten und Verwundeten 
auf beiden Seiten verlangt nach einem umge-
henden Ende der Kampfhandlungen. Die auch 
von der Bundesregierung zugesagten weiteren 
Waffen- und Munitionslieferungen werden in ab-
sehbarer Zeit die Rückeroberung der verlorenen 
Gebiete nicht ermöglichen, das wird auch von 
der NATO anerkannt. Sie werden jedoch den 
Krieg verlängern und die Opferzahlen in unver-
hältnismäßigem Ausmaß erhöhen. Erst unlängst 
forderte die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen »nachdrücklich die sofortige friedliche 
Beilegung des Konflikts zwischen der Russi-
schen Föderation und der Ukraine durch politi-
schen Dialog, Verhandlungen, Vermittlung und 
andere friedliche Mittel«.³ Wenn die USA nach 
neuesten Aussagen ihres Außenministers Blin-
ken derzeit zu keiner Art Waffenstillstand oder 
Verhandlungen mit der russischen Seite bereit 
sind, so wäre es die Pflicht der deutschen Außen-
politik, entsprechend ihrer menschenrechtlichen 
Werteaußenpolitik auf die US-amerikanischen 
Kollegen einzuwirken, ihre Haltung zu ändern, 
statt ihr vorbehaltlos zu folgen.

5. In diesem Zusammenhang werfen auch die 
Rüstungsexporte und Waffenlieferungen der Bun-
desrepublik an Länder in Spannungsgebieten, 
oder in denen Krieg herrscht, Fragen nach der 
Vereinbarkeit mit einer an den Menschenrechten 
orientierten Außenpolitik auf. So heißt es in dem 
Bericht: »Bei Entscheidungen über die Ausfuhr 
von Rüstungsgütern spielt das Menschenrechts-
kriterium eine wichtige Rolle. (…) Die Beach-
tung der Menschenrechte im Empfängerland 
spielt bei der Entscheidung zu Rüstungsexporten 

eine hervorragende Rolle.« Zudem fordern die 
»Politischen Grundsätze für den Export von 
Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern« der 
Bundesregierung, dass Lieferungen nicht in Län-
der genehmigt werden, »die in bewaffnete Aus-
einandersetzungen verwickelt sind oder wo eine 
solche droht, in denen ein Ausbruch bewaffneter 
Auseinandersetzungen droht oder bestehende 
Spannungen und Konflikte durch den Export aus-
gelöst, aufrechterhalten oder verschärft würden«. 
Es ist aber bekannt, dass deutsche Waffen, die 
nach Saudi-Arabien und in die Vereinigten Ara-
bischen Emirate (VAE) geliefert wurden – selbst 
Staaten mit bekannten Menschenrechtsproble-
men  – im Krieg im Jemen eingesetzt werden.⁴ 
Die Bundesregierung behauptet zwar, dass sie 
davon keine Kenntnis habe, will aber dennoch 
weiterhin Waffen in die VAE liefern. Trotz der 
beschlossenen Exportbeschränkungen für Rüs-
tungsgüter nach Saudi-Arabien waren es 2022 so 
viele wie seit 2018 nicht mehr. Die Bundesregie-
rung hat die Lieferung von Rüstungsgütern für 
44,2 Millionen Euro genehmigt, in ein Land, in 
dem gerade die Frauenrechte im krassen Gegen-
satz zu den allgemeinen Menschenrechtsstan-
dards stehen.

Nukleare Teilhabe
6. Das Festhalten an der sogenannten Nuklearen 
Teilhabe wirft ebenfalls erhebliche menschen-
rechtliche Probleme auf. Sie bildet die Grund-
lage für die Stationierung US-amerikanischer 
Atomraketen auf deutschem Boden und die Be-
teiligung der Bundeswehr im Fall eines even-
tuellen Einsatzes der Waffen. Bekanntlich ist 
jedoch der Einsatz von Atomwaffen und schon 
dessen Androhung sowohl nach humanitärem 
Völkerrecht als auch nach dem internationalen 
Menschenrecht auf Leben (Art. 6 UN-Zivilpakt) 
verboten. Dies haben sowohl das Gutachten des 
Internationalen Gerichtshofs vom 8. Juli 1996 
als auch der Comment Nr. 36 des UN-Men-
schenrechtsausschusses vom 30. Oktober 2018⁵ 
unmissverständlich zum Ausdruck gebracht, hat 
aber bei der Bundesregierung bisher kein Um-
denken gebracht.

7. Besonders kritikwürdig ist jedoch die Hal-
tung der Bundesregierung gegenüber Staaten, 
die sich ganz offen schwerer Völkerrechtsver-
stöße schuldig machen. Seit 2016 interveniert die 
Türkei militärisch ohne völkerrechtliches Man-
dat des UN-Sicherheitsrats und ohne sich auf 
das Selbstverteidigungsrecht gemäß Art. 51 UN-
Charta berufen zu können im Norden Syriens 
(Operation »Schutzschild Euphrat«). Seit 2018 
hält sie nach ihrer Militäroffensive (Operation 
»Olivenzweig«) die syrische Provinz Afrin be-
setzt, vertreibt dort die kurdische Bevölkerung 
und siedelt arabische Menschen, die vor dem 
Krieg in Syrien in die Türkei geflohen waren, 
völkerrechtswidrig in Afrin an. Diese bis heute 
andauernden militärischen Übergriffe der Türkei 
auf ihren Nachbarn Syrien stellen nicht nur einen 
schweren Verstoß gegen das humanitäre Völker-
recht dar, sondern sind auch von gravierenden 
Verletzungen der Menschenrechte begleitet. Die 
Bundesregierung ruft die türkische Regierung 
zur Zurückhaltung und Verhältnismäßigkeit ihrer 
Maßnahmen auf, liefert jedoch weiterhin Waffen 
in die Türkei und setzt ihre normalen diplomati-
schen und Handelsbeziehungen fort.

8. Ebenso ungestört und unberührt von der 
Jahrzehnte andauernden völkerrechtswidrigen 
Besatzungspolitik in Palästina verlaufen die di-
plomatischen, wirtschaftlichen und militärischen 
Beziehungen mit Israel. Die schon seit 2007 dem 
UN-Menschenrechtsausschuss vorliegenden Be-
richte über schwere Menschenrechtsverbrechen 
einschließlich des Verbrechens der Apartheid in 
den besetzten Gebieten⁶ sind in den letzten Jah-
ren durch umfangreiche Berichte von Human 
Rights Watch, Amnesty International und B’Tse-
lem bestätigt und um erschreckende Beispiele 
ergänzt worden. 2009 erklärte der erste Sonder-
berichterstatter des Menschenrechtsrats, John 
Dugard, als er auf Druck Israels und der USA von 
seinem Posten abgelöst wurde: »Ich bin Südafri-
kaner, der in der Apartheid gelebt hat. Ich zögere 
nicht zu sagen, dass Israels Verbrechen unend-
lich viel schlimmer sind als die Verbrechen, die 
Südafrika mit seinem Apartheidregime begangen 
hat.«⁷ Die Bundesregierung hat auch nach die-
sen unbestreitbaren und erschütternden Doku-
menten nichts unternommen, um die israelische 

Regierung zum Rückzug aus den besetzten Ge-
bieten und Beendigung ihrer Apartheidpolitik 
zu bewegen. Ihre finanziellen Leistungen an die 
palästinensischen Institutionen in Ramallah und 
Gaza vermögen ihre Untätigkeit und offensicht-
liche Gleichgültigkeit gegenüber diesem nun 
schon Jahrzehnte dauernden menschenrechtlich 
inakzeptablen Zustand nicht zu kompensieren. 
Auch eine Berufung auf die Schuld der eigenen 
Geschichte vermag nicht die Unterstützung einer 
derart langen zutiefst menschenrechtswidrigen 
Politik zu exkulpieren.

Ökonomische Interessen
9. Diese widersprüchliche Politik der Doppel-
moral zeigt sich jetzt auch in der veränderten Hal-
tung der Bundesregierung zur Westsahara-Frage. 
Während die vorherige Koalition unter Bundes-
kanzlerin Merkel die Besatzung der Westsahara 
durch Marokko nicht anerkannte und stets auf die 
UN-Resolutionen verwiesen hatte, um eine »ge-
rechte, praktikable, dauerhafte und für alle Seiten 
akzeptable Lösung des Konflikts« unter »Ach-
tung des humanitären Völkerrechts und der Men-
schenrechte« zu erreichen, ist Außenministerin 
Baerbock von dieser Position abgerückt, und 
bezieht sich auf den von der UNO abgelehnten 
Autonomieplan des marokkanischen Königshau-
ses. Dieser Plan zielt darauf ab, die Besatzung 
zu legalisieren und die Westsahara als einen Teil 
Marokkos auszuweisen. Dass dabei eindeutig 
ökonomische Interessen infolge der neuen Ener-
giepolitik und der Wunsch, von Marokko in der 
Zukunft günstig Energie beziehen zu können, 
im Vordergrund stehen, wird auch nicht bestrit-
ten. Währenddessen weisen Internationale Men-
schenrechtsorganisationen wie Human Rights 
Watch darauf hin, dass die marokkanischen Be-
hörden in der Westsahara weiterhin Aktivisten 
verfolgen, die sich für die Selbstbestimmung der 
Sahraoui einsetzen. Die Organisation beklagt 
auch, dass »Folter« und ungerechte Verfahren 
mit langen Haftstrafen auf Basis von »gefälsch-
ten Geständnissen« zu den Methoden der Besat-
zung gehören.⁸ (…) 

10. Der Bericht legt berechtigten Wert auf die 
Bedeutung rechtsstaatlicher Institutionen für die 
Ausübung und den Schutz der Menschenrechte. 
Dafür sind ein funktionierendes Justizsystem und 
die Bekämpfung der Straflosigkeit zentrale Vo-
raussetzungen. Im Bericht heißt es: »Ein Fokus 
der Bundesregierung liegt dabei auch auf der 
Bekämpfung der Straflosigkeit für Völkerrechts-
verbrechen, wie etwa Kriegsverbrechen, Verbre-
chen gegen die Menschheit oder Völkermord. Sie 
setzt sich sowohl für die internationale gericht-
liche Aufarbeitung dieser Verbrechen ein. Das 
beinhaltet auch eine Stärkung der internationalen 
Gerichtsbarkeit sowie den Einsatz für die Um-
setzung ihrer Urteile. Wenn solche Verbrechen 
konsequent geahndet werden, wird die Schwelle 
für potentielle Täter höher«.

Dieser Ansatz verdient vorbehaltlose Zu-
stimmung. Wenn derzeit geplant ist, ein Sonder-
tribunal für die Anklage gegen den russischen 
Präsidenten Putin wegen des Verbrechens der 
Aggression (Art. 8 bis Römisches Statut) zu er-
richten, so wäre das aber nur dann im Sinn der 
Menschenrechtskonzeption der Bundesregierung 
uneingeschränkt zu begrüßen, wenn das Tribu-
nal gleichzeitig für entsprechende Tatvorwürfe 
gegenüber den Regierungschefs der USA, Groß-
britanniens, Israels oder der Bundesrepublik we-
gen der Kriege gegen Jugoslawien, Irak oder 
Gaza zuständig wäre. Denn alle diese möglichen 
Kriegsverbrechen unterliegen keiner Verjährung 
(Art. 29 Römisches Statut). Da eine Erweiterung 
des Tribunals aber offensichtlich nicht geplant 
ist, fehlt ihm die notwendige politische Legiti-
mation. Es kann zudem nicht zur geforderten 
Stärkung der internationalen Strafgerichtsbar-
keit durch den Internationalen Strafgerichtshof 
(IStGH) in Den Haag beitragen. Im Gegenteil, 
es schwächt durch die Einrichtung einer Par-
alleljustiz die Rechtsprechungskompetenz des 
IStGH, wie es auch sein Chefankläger Karim 
Kahn beklagt hat. Der IStGH kann keine Ermitt-
lungen ausführen, die sich auf das Verbrechen der 
Aggression (Angriffskrieg) gem. Art. 8 bis Rö-
misches Statut erstrecken. Denn nach Art. 15 bis 
Abs. 5 Römisches Statut kann der IStGH keine 
Strafverfolgungsmaßnahmen einleiten, wenn der 
Staat, durch dessen Angehörige oder auf dessen 
Territorium die Verbrechen begangen wurden, 

nicht Vertragspartei des Statuts ist. Da weder die 
Ukraine noch Russland dem Statut beigetreten 
sind, könnte nur der Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen mit einem Beschluss nach Art. 42 UN-
Charta den Strafgerichtshof beauftragen. Das 
wird auf jeden Fall am Veto Russlands scheitern.

Darüber hinaus ist auf folgende Besonderheit 
hinzuweisen. Der Internationale Strafgerichtshof 
war im Jahr 2000 gerade mit der Intention ge-
gründet worden, dem Internationalen Strafrecht 
eine allgemeine und international unbegrenzte 
Gültigkeit und Wirksamkeit zu verschaffen und 
damit die nur begrenzt tätig werdenden Sonder-
tribunale für die Zukunft zu ersetzen. Es waren 
aber gerade die Staaten, die heute ein Sonder-
tribunal fordern, die 2010 in Kampala den Ermitt-
lungsrahmen für das Verbrechen der Aggression 
durch Art. 15 bis Abs. 5 Römisches Statut selbst 
für Vertragsstaaten so eingegrenzt haben, dass 
ihre Staatsspitzen von jeglicher strafrechtlichen 
Verantwortung ausgenommen werden. Anstatt 
die Begrenzung auf Vertragsstaaten und solche 
Staaten, die auch den »Kampala-Zusatz« ratifi-
ziert haben, aufzuheben und dem Römischen Sta-
tut ohne Einschränkung und Vorbehalt Geltung 
zu verschaffen, baut man sich ein Tribunal »à la 
carte«, das man nach Erfüllung seines politischen 
Zieles wieder auflöst.

Die einzige überzeugende Lösung wäre der 
Beitritt aller Staaten zum Römischen Statut ohne 
Einschränkungen und Immunitätsvorbehalte, für 
den sich die Bundesregierung einsetzen müsste. 
Doch von diesen Überlegungen ist im Bericht der 
Bundesregierung nichts zu finden.

Wertlose »Werte«
11. Zum Schluss fällt auf, dass von den 32 aufge-
führten Ländern, in denen die Bundesregierung 
Menschenrechtsprobleme identifiziert, 30  in 
Afrika und Asien liegen sowie zwei Staaten, 
Kuba und Venezuela, in dem vornehmlich christ-
lichen Mittel- und Lateinamerika. Demgegen-
über wurde kein Staat in Europa und wurden auch 
nicht die USA mit ihrer kubanischen Enklave 
Guantanamo der »Auswahl von Staaten mit kri-
tischer Menschenrechtslage« für wert befunden. 
Es drängt sich hier doch die Frage auf, ob in 
dieser Teilung nicht die alte koloniale Weltsicht 
fortwirkt.

Die kurze Analyse hat gezeigt, dass es zwi-
schen dem in der Öffentlichkeit vertretenen Men-
schenrechtsanspruch und der praktischen Poli-
tik eine große Kluft besteht. Die offensichtliche 
Diskrepanz zwischen der wortreichen Preisung 
einer »werteorientierten« Außenpolitik und der 
tatsächlich interessengeleiteten Praxis legt es 
nahe, auf den unscharfen und beliebigen Begriff 
der »Werte« zu verzichten, und die Außenpoli-
tik strikt an dem einzigen weltweit akzeptierten 
Wert, dem Völkerrecht, wie es in der UNO-Char-
ta und den internationalen Verträgen kodifiziert 
ist, auszurichten.
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